


Die Vorwürfe von Radio SRF sind 

happig: Ein Journalist von «Re-

publik» und «Wochenzeitung» 

soll sich jüngeren Berufskollegin-

nen sexuell angenähert und sie 

mit anzüglichen Textnachrichten 

belästigt haben. Seine Droge der 

Macht war die Macht der Droge. 

Eigenartigerweise wird der Name 

dieses übergrif�gen Journalis-

ten verschwiegen�– anders als bei 

Finn Canonica (Tamedia), Christian 

Dorer (Ringier) oder Werner De 

Schepper (CH Media). Vielleicht, 

weil er politisch viel weiter links 

steht.

Dabei sind übersteigerter Männ-

lichkeitswahn, Dominanzfanta-

sien und Ausschüttung von an-

gestautem Testosteron gerade 

bei politischen Linksaussen nichts 

Neues. Wer bei Staat, Gesellschaft 

und Wirtschaft alles für mach-

bar, durchsetzbar und diktierbar 

hält, wähnt sich oft auch gegen-

über dem weiblichen Geschlecht 

allmächtig. In der Theorie von 

Karl Marx und Friedrich Engels 

spielen Erniedrigung, Knechtung 

und würdeloser Status der Frau-

en keine Rolle. Die frauenfeindli-

che politische Praxis in marxistisch 

orientierten Parteien, in realsozia-

listischen Staaten und bei den Lin-

ken im Allgemeinen ist kein Zufall.

Stalin warf seiner Frau in aller Öf-

fentlichkeit Orangenschalen ins 

Gesicht, worauf sie sich zurückzog 

und erschoss. Sein Geheimdienst-

chef Beria war ein Massenverge-

waltiger mit pädophilen Neigun-

gen. Mao liess sich Frauen in Scha-

ren zuführen und trieb es gele-

gentlich mit zwei Dutzend jungen 

Mädchen. Fidel Castro hatte einen 

unersättlichen sexuellen Appe-

tit und soll mit 35  000 Frauen ge-

schlafen haben. Die Frauenverach-

tung von Andreas Baader�– Grün-

der der Roten Armee Fraktion 

(RAF)�– war grenzenlos.

Robert Grimm, Held des Gene-

ralstreiks und Präsident der SP 

Schweiz, begrabschte noch als ber -

nischer Regierungsrat alle Servier -

töchter, die in seine Nähe kamen. 

Willy Brandt langweilte sich schon, 

wenn er zweimal mit der gleichen 

Frau ins Bett stieg. Unia-Gewerk-

schafter Roman Burger traktierte 

eine Untergebene zwei Jahre lang 

mit Nachrichten sexuellen Inhalts. 

Dabei müsste auch für Linke mit 

Macht gelten: Je mehr man darf, 

desto weniger darf man. 

Tabu des linken 
Machismus

DELEGIERTENVERSAMMLUNG IN PFÄFFIKON

SVP präsentiert Wahlkampfthemen und Mobilisierungs-Strategien 

An der kantonalen Delegiertenversamm-
lung vom 5. September 2023 in Pfäf� -
kon standen der Wahlkampf und die 
Mobilisierung der SVP-Basis im Vor-
dergrund. Nach einer Begrüssung der 
rund 170 Delegierten durch Gastgeber 
Marco Hirzel, SVP-Gemeindepräsident 
von Pfäf�kon, richtete der Präsident 
der SVP Kanton Zürich, Domenik Le -
dergerber, das Wort an die Anwesen -
den.

Mobilisierung steht im Fokus 
In einer �ammenden Ansprache wies 
Domenik Ledergerber auf die zahlrei -
chen negativen Folgen der unregulier -
ten Einwanderung hin, die jene der 

Nachbarländer weit übertrifft. Die SVP 
nimmt wie keine andere Partei die Sor -
gen der Bevölkerung wahr: «Damit sind 
die Wahlen aber noch nicht gewonnen. 
Uns muss es gelingen, die Basis und alle, 
die einen Wechsel möchten, wie nie 
zuvor zu mobilisieren.» 

Roger Köppel: Es ist eine 
Richtungswahl
Der scheidende Nationalrat Roger Köp-
pel unterstrich in seiner Rede, dass es 
sich bei dieser Wahl um eine Richtungs -
wahl handelt. In den vergangenen vier 
Jahren hat in Bern eine Mitte-Links-Al -
lianz dominiert. Die Folgen sind eine 
rekordhohe Einwanderung und ein Asyl -
chaos, eine sich verschärfende Strom-
mangellage und eine Explosion der 
Staatsausgaben. «Ich komme nicht aus 
einer SVP-Familie, aber die SVP konnte 
mich überzeugen. Das heisst, sie kann 
auch alle anderen überzeugen.»

Wahlkampfthemen: Stopp dem 
Gender-Wahnsinn, sichere 
Energieversorgung und Kontrolle 
der Einwanderung 
In ihrem Referat «Gender-Wahn stop -
pen» wies Kantonsrätin Susanne Brun-
ner darauf hin, dass die Bevölkerung 
unter immer mehr Diktaten einer klei -
nen woke-linken Elite in der Verwal -

tung leidet, die sich nicht um demo -
kratische Prozesse schert. Dies gilt es 
zu stoppen. Ein erster Schritt ist die 
Abschaffung des unbeliebten Gender -
sterns. Nationalrätin Therese Schläp -
fer sprach darauffolgend über die de -
saströsen Windkraftpläne des grünen 
Baudirektors Martin Neukom. Die 
Schweiz braucht eine stabile Stromver -
sorgung durch Wasserkraft und Atom -
kraft. Stattdessen möchte Neukom der 
Landschaft riesige Windparks aufzwin -
gen, die ausser Verschandelung keinen 
nennenswerten Strom produzieren.

Die Zuwanderungs- und Asylpolitik 
des Bundes stand im Zentrum des Re-
ferats von Nationalrat und Ständerats -
kandidat Gregor Rutz. Der Grossteil der 
Leute, die über das Asylwesen einwan-
dern, sind Wirtschaftsmigranten und 
haben mit dem Asylrecht nichts zu tun. 
Er zeigte, dass die unregulierte Einwan -
derung keine Lösung für den angebli -
chen «Fachkräftemangel» bietet, son-
dern diesen verstärkt. 

Christoph  
Mörgeli

Marco Calzimiglia
Parteisekretär  
SVP Kanton Zürich

Packende Reden und ein voller Saal. 
Die Delegiertenversammlung in 
Pfäf�kon überzeugte. � Bild: Mattia Mettler

VORSCHAU AUF DIE HERBSTSESSION 2023 

Umtriebiger Herbst in Bern
Die Nervosität von wiederkandidierenden Räten dürfte im Bundeshaus spürbar sein. Bundesratsgeschäfte des 
Sicherheits-, des Umwelt- und des Transport-Departements, das Thema Mutterschaftsurlaub und Differenzen zu den 
verschiedenen Volksinitiativen zur Eindämmung der Krankenkassenprämien sind zu behandeln sowie die Flut der 
parlamentarischen Vorstösse abzubauen.

Im Landwirtschaftssektor werden wir 
über das Importverbot von Stop�eber 
be�nden. Das wirft Fragen zur Kont -
rolle im Ausland auf und wird kontro -
vers diskutiert. Man sollte dem Konsu -
menten die Wahl lassen, ob er seinen 
Gaumen damit verwöhnen will. In der 
Romandie ist der Konsum fast schon 
traditionell, während man in der 
Deutschschweiz dafür ziemlich schräg 
angeschaut wird.

Mutterschaftsurlaub für 
Nationalrätinnen?
Seit die politischen Mandate auf Bun -
desebene vermehrt auch von Müttern 
ausgeübt werden, wird der Mutter -
schaftsurlaub von Politikerinnen dis -
kutiert. Dazu stehen eine Standesiniti -
ative des Kantons Zug und eine parla -
mentarische Initiative an. Die Bundes -
gesetzgebung soll so angepasst werden, 
dass die Teilnahme an Parlamentssit -
zungen während des Mutterschaftsur -
laubs den Anspruch auf Mutterschafts -
entschädigung nicht tangiert, weil es 
ein Nebenamt sei. Wo soll da bei allen 
anderen Müttern die Grenze gezogen 
werden? Sollen Teilzeitangestellte auch 
weiterarbeiten können und den An -
spruch auf Mutterschaftsentschädi gung 

haben? Und wo bleibt das Argument, 
welches am Anfang des Mutterschafts -
urlaubs stand, nämlich die Erholung 
der Mutter? Hier zeigt sich ein weite -
rer Widerspruch von Linksgrün, sowie 
der Anspruch auf eine nichtberechtig -
te «Spezialbehandlung». 

Krankenkassen: Linksgrün möchte 
Umverteilung statt Kostensenkung
Im Gesundheits- und Sozialversiche-
rungsbereich werden wir über das Kos -
tendämpfungspaket 2 debattieren. Dabei 
beschleicht mich schon lange der Ver -
dacht, dass Linksgrün die Vorlage be-
nützt, um den Leistungskatalog auszu -
bauen anstatt die Kosten zu senken. 
Sie hoffen damit auf Stimmen bei ihrer 
Klientel. Versprechungen auf Übernah -
me von Kosten zu machen, ist leicht 
und angenehm. Auch bei den Medien 
steht man auf diese Weise gut da. Den 
Leistungskatalog einzuschränken und 
auf mehr Eigenverantwortung zu set -
zen, braucht viel Mut und wird von den 
Medien angeprangert. Welche der bei -
den Vorgehensweisen Krankenkassen-
prämien eindämmen würde, kann sich 
jeder selbst ausrechnen.

Die Leistungen auszubauen, belastet 
nicht nur die Prämienzahler, sondern 
auch die Steuerzahler, werden doch 
Prämienverbilligungen von Bund und 
Kantonen �nanziert. Der Mittelstand 
leidet am meisten unter der Prämien -
last. Über die drei Volksinitiativen zu 
den Krankenkassenprämien gibt es 
noch Differenzen zu bereinigen. Keine 
dieser Initiativen will die Kosten im 

Gesundheitswesen senken, was folglich 
auch die Prämien senken würde. Sie 
wollen alle eine Umverteilung der Kos -
ten. Dabei haben wir heute mit den 
Prämienverbilligungen schon ein wirk -
sames Instrument. 

Anpassung des 
Zweitwohnungsgesetzes
Das Zweitwohnungsgesetz lädt den Tou -
rismusgebieten Probleme auf. Touris -
musgemeinden beklagen eine Woh -
nungsknappheit für Personalwohnun -
gen. Deshalb sollen durch eine Ergän -
zung im Gesetz solche Wohnungen 
von Hotels als Teil einer Betriebsstätte 
anerkannt werden. Ebenso will der 
Bündner Nationalrat Candinas die un -
nötigen und schädlichen Beschränkun -
gen des Zweitwohnungsgesetzes in Sa-
chen Abbruch und Wiederaufbau von 
altrechtlichen Wohnungen aufheben. 
Objekte, die vor der Volksabstimmung 
über die Zweitwohnungsinitiative 2012 
erstellt oder genehmigt wurden, sol -
len nicht nur bei einem Umbau, son -
dern auch nach einem Abbruch und 
Wiederaufbau um maximal 30% ver -
grössert werden. Wir dürfen gespannt 
sein, ob die beiden sinnvollen Vorstös -
se von Linksgrün mit der Begründung 
des Missbrauchspotentials bekämpft 
werden.

Aussenpolitik
Ein Postulat der Aussenpolitischen Kom -
mission will die Durchsetzung und Kon -
trolle der Sanktionen gegen Russland 
im Rohstoffsektor genauer durchleuch -

ten und beurteilen. Um der Schweizer 
Neutralität gerecht zu werden, hätte 
sich der Bundesrat gegen Sanktionen 
stellen müssen. Wenn das eigene Image 
und das der Schweiz im Ausland leiden 
könnten, ist dies für einige Akteure 
nicht einfach.

Die Europapolitik wird von den So -
zialdemokraten, den Grünen und den 
Grünliberalen teils mehr, teils weniger 
als Wahlkampfthema verwaltet. Dafür 
haben sie Vorstösse zu diesem Thema 
eingereicht. Es werden eine ständige 
Subkommission sowie ein Planungsbe-
richt über die Zusammenarbeit mit 
der «EUON» für Europafragen der Aus -
senpolitischen Kommission des Natio -
nalrats verlangt. 

Wahlkampfthemen werden selbst -
verständlich auch in diese Session ge-
tragen. Dazu wollen die Grünen eine 
ausserordentliche Session zum Klima -
wandel, während unsere Fraktion dies 
zum Thema Migration verlangt. Wir 
können uns vom Stimmverhalten der 
Mitte und der GLP überraschen lassen. 
Sie wissen ja, welche Partei den Kom-
pass nicht verliert und seit Jahren zu 
ihren Grundwerten hält.

Therese Schläpfer
Nationalrätin SVP
Hagenbuch

Im Bundeshaus beginnt bald die neue 
Session. � Bild: Wikipedia

ASYLCHAOS

Die Schweiz wird zum Kampfgebiet
Die Auseinandersetzung zwischen verfeindeten Eritreer-Gruppen ist ein Weckruf.

Kon�ikte zwischen den verfeindeten La -
gern der Eritreer eskalieren, nicht nur 
in der Schweiz. Am 1. September feiert 
Eritrea jeweils den Beginn des Krieges 
im Jahr 1961, der zur Unabhängigkeit 
von Äthiopien führte. Am letzten Sams -
tag feierten die Anhänger des regieren -

den Diktators Isayas Afewerki, der schon 
seit 30 Jahren an der Macht ist�– auch 
im Ausland. An mehreren Orten kam 
es dabei zu Auseinandersetzungen mit 
Regimegegnern, so auch in Tel Aviv, im 
norwegischen Bergen und im Glattpark 
in Op�kon. 

Entwicklungshilfe für Eritrea  
ist einzustellen
Hier gingen mehrere hundert Personen 
aufeinander los. Zuvor kam es bereits 
in Deutschland diesen Sommer zu ge -
walttätigen Auseinandersetzungen unter 
Eritreern. 

Wie kann es denn sein, dass hier in 
der Schweiz Anhänger des erit reischen 
Diktators um Asyl nachsuchen? Der Irr -
sinn unseres Asylsystems kann nicht 
besser aufgezeigt werden. Schon seit 
Jahren fordert die SVP, dass die Eritreer, 
deren Asylantrag abgelehnt wurde, kon -
sequent ausgewiesen werden. Der Voll-
zug �ndet jedoch nicht statt, weil Eri -
t rea seine eigenen Staatsangehörigen 
nicht zurücknimmt. 

Die Schweiz steckt enorme Summen 
in dieses Land für Entwicklungshilfe. 
Diese Hilfe ist umgehend einzustellen, 
bis Eritrea seine eigenen Landsleute 
zurücknimmt. Dieser Vorfall beweist 
aber eines deutlich. 

Unkontrollierte Zuwanderung ist 
eine Gefahr für die Sicherheit
Die unkontrollierte Massenzuwanderung 
in unser Land schafft ein erhebliches Si -
cherheitsrisiko. Werden unsere Städte 
bald zu Kampfzonen ausländischer Grup -
pen oder krimineller Clans? Dieser Vor -
fall im Glattpark ist ein Weckruf. Jetzt 
muss de�nitiv ein Ruck durch unser Land 
gehen. Notfalls müssen wir uns auch die 
Internierung von abgewiesenen und kri -
minellen Asylbewerbern, die nicht ausge -
schafft werden können, überlegen. Die Si -
cherheit in unserem Land ist ein kostba -
res Gut, das wir nicht aufs Spiel setzen 
dürfen. Auch unsere Wirtschaft ist auf Si -
cherheit und Stabilität angewiesen. 

Bruno Walliser
Nationalrat SVP
Volketswil 
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KOMMENTAR ZUR RATSSITZUNG

Zunehmende Gewalt von Eritreern auch im 
Kanton Zürich�– die SVP fragt nach

Bereits im Jahr 2019, als ich Präsident 
der SVP des Kantons Zürich sein durfte, 
haben wir mittels Medienmitteilung und 
eines Videos das Problem der nicht integ-
rierten und zum Teil auch nicht integ-
rierbaren jungen Männer aus Afrika the-
matisiert. Schon damals konnte der me-
dialen Berichterstattung entnommen wer-
den, dass immer wieder kriminelle Taten 
dieser Gruppierung zu beobachten sind�– 
zum Teil sogar mit Todesfolge. Auch 
hinsichtlich Sozialhilfequote sind bei den 
Eritreern Auffälligkeiten zu beobachten. 
Zwischen 2006 und 2016 erhöhte sich 
die Zahl eritreischer Sozialhilfebezüger 
um 11 422%. Von 276 eritreischen Sozial-
hilfebezügern im Jahr 2006 auf sage und 
schreibe 31 526 eritreische Sozialhilfebe-
züger im Jahr 2016.

Am Samstag, 2. September 2023, kam 
es erneut zu einer Massenschlägerei zwi-
schen Eritreern auf öffentlichem Raum. 
Die NZZ titelte «Eritreer prügeln sich im 
Glattpark�– zwölf Verletzte», der Tages-
Anzeiger titelte «Eritreischer Kon�ikt�– 
12 Verletzte nach Massenschlägerei in 
Op�kon» und ZüriToday «Nach Massen-
schlägerei in Op�kon�– Polizei verhaftet 
drei Eritreer». Am Tag darauf fragte 

20min.ch «Sie wollen Asyl�– und feiern 
den Diktator? Warum sind sie hier? 
Warum dürfen sie bleiben?» Die Miss-
stände, auf welche die SVP bereits vor 
vier Jahren aufmerksam gemacht hat, 
müssen nun de�nitiv angegangen wer-
den. Um die Haltung des Regierungsrats 
zu erfahren, hat die SVP-Fraktion am 
Montag eine Anfrage eingereicht. Dabei 
will sie unter anderem vom Regierungs-
rat wissen, was der Kanton Zürich un-
ternehmen kann, damit Staatsangehö-
rige, welche für Ausschreitungen verant-
wortlich sind und Asyl- oder Flücht-
lingsstatus haben, ausgewiesen werden. 

Weiter wollen wir eine tabellarische 
Aufstellung, wie sich Ausschreitungen eri-
treischer Gruppierungen im Kanton Zü-
rich entwickelt haben und wie sich deren 
Sozialhilfequote verändert hat. Abschlies-
send erwarten wir eine Darstellung der 
statistischen Diskrepanz zwischen Eritre-
ern und anderen Asyl- und Fluchtsuchen-
den. Mit diesen Fragen wollen wir die 
Zürcher Bevölkerung wie auch den Re-
gierungsrat für die Probleme mit Eritre-
ern sensibilisieren, mit dem Ziel, dass 
diese rasch gelöst werden. Die Vergan-
genheit hat gezeigt, dass solche öffent-
lich gestellten Fragen zu Anzeigen wegen 
Verletzung der Antirassismus-Strafnorm 
führen können. Auch wenn diese Gefahr 
besteht, ist es der SVP wichtig, dass in 
unserem Kanton und unserem Land ge-
sagt werden darf, was gesagt werden 
muss. Dafür steht unsere Fraktion, dafür 
steht die SVP.

 

AUS DEM KANTONSRAT

Linksgrün hat ein grosses Herz für Kriminelle
Der HEV lanciert zwei vielversprechende Initiative und die Grünen machen sich für Verbrecher stark. Eine 
SVP-Interpellation zeigt: Das Ausschaffungsinitiative wird nicht umgesetzt.

Der Sitzungstag begann für den bürger -
lichen Teil des Rats bereits eine Stunde 
früher im Hotel Stoller. Der Hauseigen -
tümerverband ( HEV) stellte dort seine 
beiden Volksinitiativen vor. Der HEV 
konnte zeigen, dass diese durchdacht 
und sozial gerecht sind. Sie wurden 
daher von den anwesenden Ratsmitglie -
dern aller bürgerlichen Parteien sehr 
wohlwollend aufgenommen.

Alters- und Wohnsitz-
beschränkungen für Richter
Mit dem Beginn der Sitzung kam der 
Rat zügig zum Traktandum der Alters -
beschränkung für Richter. Ein entspre -
chender Gesetzesartikel wurde wegen 
eines Bundesgerichtsentscheids erfor -
derlich. Ein eigentlicher Handlungsbe -
darf bestand im Kanton Zürich nicht. 
Neu wird eine Altersbeschränkung von 
68 Jahren in Kraft treten. Bei der Wohn -
sitzp�icht für Mitglieder des Handels -
gerichts im Kanton Zürich konnte sich 
die SVP/EDU-Fraktion durchsetzen.

Grüne machen sich stark für 
Vergewaltiger, Totschläger und 
Mörder
Eine sehr spezielle Fraktionserklärung 
musste sich der Rat von den Grünen 
anhören. Die Grünen beanstandeten das 
Vorgehen der Kantonspolizei, welche 
Bilder von Täterverdächtigen bei Kapi -
talverbrechen zeitnah und unverpixelt 
im Internet veröffentlicht hat. Dabei 
wurde die Arbeit unserer Kapos undif -

ferenziert und unquali�ziert in den 
Dreck gezogen. Mit einigem Erstaunen 
nahmen die bürgerlichen Mitglieder des 
Rats Kenntnis vom grossen Herz der 
Linken für Vergewaltiger, Totschläger 
und Mörder. Es bleibt zu hoffen, dass 
die Kapo Verbrecher weiterhin konse -
quent verfolgen und dabei Fahndungs -
erfolge erzielen wird.

55 Prozent der kriminellen 
Ausländer im Kanton Zürich 
werden nicht ausgeschafft
Bei der Interpellation von Nina Fehr 
Düsel und Hans Egli ging es darum, dass 
bei den sogenannten Katalogstraftaten 
nicht konsequent Landesverweisungen 
ausgesprochen werden. Katalogstrafta -
ten umfassen Verbrechen von einer 
Tragweite, welche nach der vom Volk 
am 28. November 2010 angenommenen 
Ausschaffungsinitiative eine zwingen -
de Ausschaffung zur Folge haben müss-
ten. 

Aber von den Zürcher Gerichten 
werden nur bei 45% der Kriminellen, 
welche nach dem Verdikt des Volkes 
zwingend die Schweiz verlassen müss-
te, die Ausschaffungen auch durchge -
setzt. Nina Fehr Düsel und Hans Egli 
nannten diesen Schlendrian in der Jus -
tizdirektion deutsch und deutlich beim 
Namen.

Massnahmen gegen 
«Hasskommunikation bei 
LGBTI-Menschen»
Wie schon so oft musste der Rat über 
die angeblichen Belange einer winzi -
gen Minderheit beraten. Die Postulan -
ten von «Gleichstellung von LGBTI-Men-
schen und Massnahmen gegen Hass-
kommunikation» behaupten, LGBTI-
Menschen seien wegen ihrer sexuellen 
Orientierung oder ihrer Geschlechts -

identität, ihres Geschlechtsausdrucks 
(was auch immer das sein soll) und 
ihrer Geschlechtsmerkmale vermehrt 
Opfer von Hass und Gewalt. 

Mal davon abgesehen, dass diese Be-
hauptung tendenziös und an den Haa -
ren herbeigezogen ist: Was soll mit 
dem gewünschten Bericht genau er -
reicht werden? 

Und jetzt kommts: «Der Bericht soll 
aufzeigen, ob und wie diese Aufgaben 
an bereits existierende Strukturen an -
geknüpft werden könnten, wie zum 
Beispiel der Fachstelle Gleichstellung 
von Mann und Frau.» Daher weht der 
Wind also. Wir schreiben das Jahr 2023 
und selbst den unbedarftesten Zeitge -
nossen wird langsam klar, dass die Frau -
en im Kanton Zürich, ja in der ganzen 
Schweiz, den Männern mindestens 
gleichgestellt sind, und das nicht erst 
seit gestern. 

Diese sogenannten Fachstellen, soll-
ten sie je für etwas gut gewesen sein, 
haben schon länger jede Daseinsberech-
tigung verloren. Aber aufgehoben wer -
den dürfen sie natürlich nicht, sind es 
doch verdiente Genossinnen, welche 
da�– womit auch immer sie die Arbeits -
tage durchbringen�– vom Kanton gross -
zügig alimentiert werden. Und damit 
das so bleiben kann, sollen mit Hilfe 
solcher «Berichte» neue Tätigkeitsfel -
der geschaffen werden. Die SVP/EDU-
Fraktion war wieder die Einzige, welche 
die Fahne der Freiheit hochhielt. 

Von unserer Fraktion redeten Daniel 
Wä�er, Erich Vontobel, Thomas Lamp -
recht, Elisabeth P�ugshaupt, Martin 
Hübscher, Lorenz Habicher und der Ver -
fasser selbst. 

Natürlich hat die Ratsmehrheit das 
Postulat überwiesen und damit den 
Weg in die schöne woke Regenbogen-
welt weiter geebnet.

WORTE DES 1. VIZEPRÄSIDENTEN DER SVP KANTON ZÜRICH

Jetzt geht der Wahlkampf richtig los
Schon in wenigen Tagen liegen dicke 
Wahlcouverts in Ihren Briefkästen. Da 
geht es darum, die richtige Liste�– näm -
lich die SVP-Liste 1� – auszuwählen. 
Oder zumindest eine der mit der SVP 
verbundenen Listen. Achtung, es darf 
nur eine Liste abgeschickt oder einge -
worfen werden, und Sie dürfen höchs -
tens 36 Kandidierende wählen. Am 
besten legen Sie die SVP-Liste 1 und 
den Wahlzetttel für den Ständerat mit 
Gregor Rutz und Regine Sauter ins klei -
ne Couvert, unterschreiben den zuge -
hörigen Stimmrechtsausweis und schi -
cken das wieder zugeklebte grosse Cou-
vert zurück ins Gemeinde- oder Stadt-
haus. Die guten Umfrage-Prognosen für 
die SVP stimmen mich keinesfalls nur 
froh. Denn sie bergen die Gefahr, dass 
wir uns jetzt in allzu grosser Sicher -
heit und Sorglosigkeit wie gen. Verges-
sen wir nicht: Die Politologen und Jour-
nalisten sind nicht unsere Freunde. 
Sie könnten die Absicht verfolgen, die 
SVP-Basis einzuschläfern, weil diese 
glaubt, es komme so oder so nicht 
schlecht heraus. Das ist trügerisch! 
Jeder einzelne Nationalratssitz muss 
hart erkämpft werden. Niemand schenkt 
der SVP etwas. Wir haben den Vorteil 
einer Listenverbindung mit der FDP, 
aber den Nachteil, dass die Listenverbin -
dung mit der EDU nicht zustande ge -
kommen ist. Obendrein �schen die 
«Aufrechten» und die «Mass-Vollen» 
in einem ähnlichen Wählerteich.

Wenn auch noch nichts gewonnen 
ist, so ist für die SVP auch noch nichts 
verloren. Die Themenlage und das Sor-
genbarometer der Bevölkerung kom -
men uns entgegen. Die Folgen der 
Massenzuwanderung und der Bevölke -
rungsexplosion lassen sich nicht län -

ger kleinreden. Gerade der Mittelstand 
trägt die Folgen: bei der Wohnungssu -
che, den Mieten, den Kaufpreisen von 
Wohneigentum, auf den Strassen und 
Schienen, an der Arbeitsstelle, in den 
Schulen und bei der öffentlichen Si -
cherheit. Nicht nur die Zuwanderung 
aus den EU- und Drittstaaten ist aus -
ser Rand und Band geraten, auch das 
Asylwesen platzt aus allen Nähten. Statt 
endlich unseren Rechtsstaat durchzu -
setzen und den massenhaften Asyl -
missbrauch und das Schlepperunwe -
sen zu unterbinden, werden den Ge -
meinden immer mehr Kontingente von 
«Flüchtlingen» aufgezwungen.

Auch die Prämienexplosion im Ge -
sundheitswesen ist eng mit der Perso -
nenfreizügigkeit verknüpft. Denn es 
ist ja klar, dass die hier Geborenen ab 
der ersten Stunde Prämien zahlen und 
in der Regel viele Jahrzehnte lang ein 
kleines Risiko darstellen�– und somit 
das viel grössere Krankheitsrisiko der 
älteren Mitmenschen solidarisch tra -
gen. Wenn aber Zugewanderte im mitt -
leren Alter erstmals Prämien bezah -
len, kommen diese viel schneller in 
die Risikogruppe; vom «Familiennach -
zug» älterer Verwandter aus aller Welt 
ganz zu schweigen.

Kurz, die Themenlage spricht für 
die SVP. Wer denken kann und wer 
unser Land gern hat, kann fast nur 
Liste 1 einlegen. Und bei den Stände-
ratswahlen den SVP-Vertreter Gregor 
Rutz plus Regine Sauter (FDP) auf-
schreiben. Wir kommen jetzt in die 
heisse Phase des Wahlkampfs, denn 
es dauert nur noch wenige Wochen 
bis zum 22. Oktober. Wir Kandidaten 
können Ihnen versprechen, dass wir 
uns voll einsetzen und um jede Stim -

me kämpfen. Sowohl die SVP Schweiz 
wie die SVP des Kantons Zürich geben 
alles, um optimale Voraussetzungen 
für die Wahlen zu schaffen. Der natio
nale Wahlauftakt in der Swiss Life 
Arena in Zürich war ein Grosserfolg, 
das Video «Tanz mit de SVP» begeis-
tert Jung und Alt. Es ist aber auch Zeit, 
Ihnen als un seren unentbehrlichen Un -
terstützern ganz herzlich zu danken. 
Viele unserer Parteimitglieder�– ob mit 
oder ohne politisches Mandat�– helfen 
aktiv mit, organisieren Veranstaltun -
gen, stellen Plakate auf, beteiligen sich 
als Publikum an Podiumsdiskussionen, 
engagieren sich in Komitees und leis -
ten �nanzielle und ideelle Schützen -
hilfe. 

Unsere SVP-Basis tut dies alles für 
Gottes Lohn, dafür im Interesse der 
guten Sache und unserer Schweiz. Dafür 
gebührt unseren Mitgliedern und Sym -
pathisanten ein ganz grosses Danke-
schön. 

Jetzt gilt es vor allem, die Wahl -
zettel richtig auszufüllen. Und die 
Unentschlossenen, die Stimmabsti -
nenzler und die Zwei�er zu überzeu -
gen. Geben wir unser Bestes�– die guten 
Argumente sind auf unserer Seite. 

von 
Thomas Matter

FRAKTIONSERKLÄRUNG DER SVP KANTON ZÜRICH

Zu hohe Stromtarife, die Folge  
einer verfehlten Energiepolitik
Der Strompreis im Kanton Zürich steigt im nächsten Jahr massiv an�– eine 
unerträgliche Belastung für Haushalte und Gewerbe. Die SVP fordert von allen 
Akteuren rasches und entschiedenes Handeln.

Am vergangenen Donnerstag haben die 
Elektrizitätswerke des Kantons Zürich 
(EKZ) ihre Strompreise für das kommen -
de Jahr veröffentlicht. Sage und schrei -
be 50% mehr werden Herr und Frau 
Zürcher für ihren durchschnittlichen 
Haushaltsstromverbrauch bezahlen. Das 
bedeutet, eine vierköp�ge Familie mit 
einer Wärmepumpenheizung wird im 
kommenden Jahr ca. 1600 Franken mehr 
für ihren Stromverbrauch zu Hause be -
zahlen als noch im Jahr 2022. Geschätz-
te Damen und Herren, 1600 Franken 
mehr! Und beim Gewerbe präsentiert 
sich die Lage gleichermassen kritisch. 
Geschätzte Regierungsratsmitglieder, 
geschätzte Damen und Herren Parla -
mentarier auf kantonaler und eidgenös -
sischer Stufe: Wohin bitte wollen Sie 
die Stromkosten mit Ihrer aktuellen 
Energiestrategie noch treiben? Sie sagen, 
das wird sich schon wieder erholen. 
Dazu sagen wir: Ja, aber nur kurzfris -
tig. Denn auch im Energiesektor spielt 
der Markt, was bedeutet: «Das Verhält -
nis zwischen Angebot und Nachfrage 
bestimmt den Preis.»

Wir müssen jetzt gemeinsam handeln
Und wenn wir nicht mehr in der Lage 
sind, genügend Strom zu produzieren, 
und von drohenden Strommangellagen 
sprechen, wovor auch der Baudirektor 
Martin Neukom im Umweltbericht des 
Kantons Zürich 2023 warnt, dann ge -
schehen, wie beim WC-Papier in der 
Coronazeit, Hamsterkäufe. Und diese 
sind nicht abzuwenden, denn es wol -
len alle mit Strom versorgt sein. Und 
was macht die Mehrheit der Politik seit 
Monaten: Mittels hil�oser Argumenta -
tionen versuchen die selbsternannten 

Energiespezialisten in den Parlamenten 
immer noch, ihre verfehlte Energie -
strategie und damit das Problem der 
Stromverfügbarkeit zu verteidigen. Doch 
die Wahrheit tritt jetzt, durch die hohen 
Strompreise als Vorläufer, langsam, aber 
sicher ans Tageslicht. Ich bitte Sie daher 
alle hier drinnen, überblenden Sie diese 
Wahrheiten nicht mit weiteren Schön -
färbereien. Sondern handeln Sie jetzt 
zusammen mit uns�– handeln wir ge -
meinsam!

Forderungen an die Zürcher 
Regierung
Die SVP des Kantons Zürich setzt sich 
für Familien, Gewerbe, KMU und die 
Industrie ein und verlangt deshalb von 
der Zürcher Regierung folgende vier 
Schritte:
1. Einen Vorschlag für ein Massnahmen -

paket zur Senkung mit anschliessen -
der Stabilisierung der Strompreise 
bis Ende 2023;

2. Einen Vorschlag für ein Massnahmen -
paket, um die Gefahr einer Strom -
mangellage innert nützlicher Frist 
zu dämmen;

3. Den sofortigen Stopp von planeri -
schen Tätigkeiten für den Bau und 
Einsatz von unzuverlässigen und teu -
ren Stromproduktionsanlagen wie 
bspw. Windkraftanlagen;

4. Sofortigen Druck der Regierung beim 
Bundesrat für die Forcierung der ent -
sprechenden Lösungen auf Bundes-
ebene.

Wir wollen sicheren, sauberen, steu -
erbaren und bezahlbaren Strom. Hel -
fen Sie uns, die entsprechenden Rah-
menbedingungen wieder zu schaffen!

Patrick Walder
Kantonsrat SVP
DübendorfChristoph Marty

Kantonsrat SVP
Zürich Kreis 10

Korrigendum: 
In der letzten Ausgabe kam es auf Seite 3 zu einer Verwechslung. Der Artikel 
«Pistenverlängerungen am Flughafen Zürich» stammt von Barbara Grüter und der 
Artikel «Linkes Affentheater um den Flughafen» von Ueli Bamert. Die Redaktion 
entschuldigt sich für den Fehler.
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SVP MEILEN

Herbstmarkt mit Genuss
Der Herbstmarkt fand am 1.  Septem-
ber in Meilen statt. Bei schönstem Wet -
ter waren viele Besucher am traditio -
nellen SVP-Stand und genossen ein Glas 
Wein. Es konnten bei dieser Gelegen-
heit viele Unterschriften für die Nach -

haltigkeitsinitiative gesammelt werden. 
Vor Ort waren neben Marion Matter 
weitere Vorstandsmitglieder der SVP 
Meilen.

Nina Fehr Düsel
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SVP BONSTETTEN

Chilbi Bonstetten: Strahlende 
Gesichter beim Büchsenwerfen
Knapp 600 Kinder haben sich am Büch -
senwerfen beteiligt. Es war wieder ein -
drücklich, zu sehen, wie Kinder und 
Eltern ihren Spass hatten. Die kleine, 
zweijährige Julia durfte auf dem Stuhl 
stehend und einen Meter von den 
Büchsen entfernt ihr Glück versuchen. 

Beim dritten Versuch �el eine Büchse. 
Sie jubelte wie eine Sportlerin, die so -
eben Weltmeisterin geworden ist. Der 
Vorstand der SVP freut sich auf ein 
Wiedersehen an der Chilbi 2024.

Vorstand SVP Bonstetten

KR Nina Fehr Düsel und KR Marion Matter mit Vorstandsmitgliedern der  
SVP Meilen.� Bild: ZVG

Die Chilbi sorgte für glückliche Kindergesichter. � Bild: ZVG

Jetzt unserem 
WhatsApp-Chat beitreten 
und nichts mehr in Bezug 
auf die Wahlen verpassen!

SVP EGG

Chäs und Brot mit zwei Martins in Egg
Auf ihrer Tour durch den Bezirk Uster machten Nationalrat Martin Haab und Fraktionspräsident Martin Hübscher mit 
ihrem Chäsmobil auch Halt in Egg und verwöhnten dort die Passanten mit einem feinen Zvieri.

Am vergangenen Samstag fuhren Natio
nalrat Martin Haab und Martin Hüb -
scher, der ebenfalls fürs eidgenössi-
sche Parlament kandidiert, mit ihrem 
kleinen, gelb lackierten Gefährt durch 
die Greifenseeregion und machten 
auch einen Abstecher nach Egg, wo sie 
von gut gelaunten Leuten in Empfang 
genommen wurden. 

Denn das kleine Auto im Design von 
Käse zauberte allen ein Lachen ins Ge-
sicht. Nach der Begrüssung wurde fei -
ner Käse mit Brot und erfrischendem 
Wein serviert.

Hände, die anpacken
Die beiden Martins, beide Landwirte, 
führen ihren Wahlkampf mit dem 

Motto «Hände, die anpacken». Von Be-
rufs wegen haben sie diese Aussage na-
türlich längst unter Beweis gestellt. 
Den Besuchern gaben sie aber mit auf 
den Weg, dass sie sich keineswegs nur 
für die Landwirtschaft einsetzen, son -
dern auch für zahlreiche weitere bür -
gerliche Anliegen. So ist beiden zum 
Beispiel der Abbau unnötiger Bürokra -
tie und der sorgsame Umgang mit un -
seren Steuergeldern wichtig. Die Gäste 
in Egg waren sehr erfreut über den Be -
such und den feinen Zvieri an diesem 
sonnigen Samstag. An den kommen -
den Samstagen werden die beiden 
Martins mit ihrem Chäsmobil auch in 
weiteren Bezirken zu Gast sein.

Tobias Infortuna

LESERBRIEF

Es braucht einen «neuen Blocher»
Kürzlich forderte die NZZ im Leitarti -
kel ihres Chefredaktors Eric Gujer einen 
«neuen Blocher». Ich fragte mich zuerst, 
warum ausgerechnet die NZZ so denkt. 
Bei genauerem Hinsehen aber will Chef -
redaktor Eric Gujer einen «Anti-Blo cher», 
einen Blocher also mit der bekannten 
Fähigkeit, den Zeitgeist zu wittern, aber 
diesmal das Land nicht aus Europa, son-
dern nach Europa zu führen.

Die Schweiz braucht keinen neuen 
Blocher, schon gar keinen, der nach Brüs-
sel aufbricht. Was unser Land braucht, 
ist die politische Strategie, für die sich 
Christoph Blocher auch heute noch ein -
setzt: Blockfreiheit und Neutralität, was 
mit Rosinenpicken nichts zu tun hat. 
Vor dem Hintergrund geopolitischer 
Verschiebungen ist es schwer verständ-

lich, warum ausgerechnet die Medien 
fast täglich Kampagnen gegen die 
schweizerische Tradition friedlicher 
Nichteinmischung und konsequenten 
Verzichts reiten. Geradezu verwirrend 
wirkt bei den Neutralitätsbestattern, 
dass sie meinen, die Schweiz sei auch 
dann noch neutral, wenn sie bei der 
Nato mitmache und Selenski Waffen 
liefere. Zudem schiessen neue Wortge-
bilde wie «kooperative Neutralität» 
oder «orthodoxe Neutralität» geradezu 
verwirrend ins Kraut. 

Mag sein, dass die Welt wieder an 
einer Wegscheide steht und neue Blö -
cke entstehen, wie Eric Gujer vermu -
tet. Wichtig ist es doch, dass sich unser 
Land nicht zum Voraus für einen Block 
entscheidet. Das bietet unserem Land 

die so wichtige Freiheit, ihre guten 
Dienste den Kon�iktparteien jederzeit 
zur Verfügung zu stellen. Mit der Über -
nahme der EU-Sanktionen ging leider 
bereits ein Teil dieser Freiheit verloren. 
Nicht auszuschliessen, dass unser Land 
als Kriegspartei zudem massiv gefähr -
det wird. Es gilt, inskünftig standhaft 
allen Druckversuchen aus dem Ausland 
z. B. von Seiten der EU und den USA, 
sowie aus dem Inland eine klare Absa -
ge zu erteilen. Dazu gehört auch, dass 
aussenpolitisch keine heiklen Reisen 
mehr unternommen werden, die zu un -
nötigen Provokationen führen, wie z.B. 
der Besuch der Parlamentarier in Taiwan.

Karl Meier-Zoller,  
Effretikon ZH

KR Martin Hübscher und NR Martin Haab mit ihrem Chäsmobil. � Bild: ZVG

SVP OETWIL AN DER LIMMAT

SVP am Kellerfest
Selbstgemachte Pizzas im Steinofen, eine 
hervorragende Organisation durch die 
SVP Oetwil an der Limmat, ein gemüt -
liches Zelt, konsumierfreudige Gäste 
und ein politisch-charmanter Service�– 
das waren die Zutaten für ein gelunge -
nes Fest im SVP-Zelt. 

Über die Zutaten für eine sichere 
Zukunft in Freiheit waren sich eben -
falls alle einig: eine kontrollierte Zu -
wanderung, eine unabhängige, neutra -

le Schweiz, eine glaubwürdige Landes-
verteidigung, tiefe Steuern, mehr Eigen -
verantwortung und weniger Bevormun-  

dung. Das Rezept dazu: Liste 1 der SVP 
am 22. Oktober!�

Anita Borer

Liessen sich die Pizza schmecken. V.l.n.r.: NR Bruno Walliser, NR Therese Schläpfer, 
KR Anita Borer, NR Alfred Heer und NR Thomas Matter. � Bild: ZVG
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SOZIALSTAAT SCHEITERT AN OFFENEN GRENZEN 

Zuwanderung und Prämienschock

«Wo immer es ungelöste Probleme gibt: 
Die Ursachen stehen in engstem Zu-
sammenhang mit der ungebremsten 
Zuwanderung in unser kleines Land.» 
So schrieb ich kürzlich in der NZZ: Tat-
sächlich sind nicht nur die Umwelt -
sorgen, die gefährdete Stromversor -
gung, die schlechtere Qualität unse -
rer Schulen und die zunehmende Kri -
minalität Folgen der masslosen Zu- 
wanderung, sondern auch die steigen -
den Krankenkassenprämien.

Auch diesen Herbst steigen die Prä-
mien erschreckend an. Als das Kran -
kenversicherungsgesetz (KVG) einge-
führt wurde, sagte die SVP klar Nein 
und warnte vor unbezahlbaren Prä -
mien. Es ist absurd: Hat man die Kran -
kenversicherung einst eingeführt, um 
die Menschen im Krankheitsfall vor 
Not zu bewahren, führt mittlerweile 
das Bezahlen der Prämien in Not. Ein 
Sozialwerk wie unsere Krankenversi -

cherung kann bei gleichzeitiger Per -
sonenfreizügigkeit und ungeregelter 
Zuwanderung nicht funktionieren. 
Denn ein Sozialwerk braucht neben 
den hohen Risiken eben auch tiefe Ri -
siken, die für die teuren Fälle auf -
kommen. Die in der Schweiz Gebore -
nen zahlen von null bis etwa fünfzig 
Jahren brav ihre Prämien, erzeugen 
aber wenig Kosten. Diese fallen in der 
Regel erst später, in fortgeschritte -
nem Alter an. 

Ganz anders bei den Zuwanderern: 
Wenn sie ungefähr mit 35 Jahren in 
unser Land kommen, sind sie vom ers -
ten Moment an versichert. Bereits  
15 Jahre nach ihrer Ankunft gehören 
sie aber zur wesentlich gefährdete -
ren Gruppe. Erst recht gilt dies, wenn 
sie dank der Möglichkeit des Famili -
ennachzugs ihre Eltern hierherholen. 
Bei Asylbewerbern kommt der Staat 
vom ersten Moment an für die Kran -
kenkassenprämien auf. 

Mittlerweile holen auch die Ge�üch -
teten aus der Ukraine zunehmend 
betagte Verwandte und P�egebedürf -
tige in unser Land. Kein Wunder, ist 
unsere Gesundheitssolidarität wegen 
der ungeregelten Zuwanderung be -
droht. 

Christoph Blocher
Alt Bundesrat SVP 
Herrliberg

Die Warnungen der SVP vor der Prämienexplosion haben sich bestätigt.
� Bild: Tim Reckmann (Flickr.com)

FINANZPOLITIK

Tiefere Steuern�– ein wichtiges Signal
Der Staatshaushalt wird nächstes Jahr aufgrund höherer Ausgaben und des Wegfalls der SNB-Gewinnausschüttung 
stärker belastet als auch schon. Die Senkung der Unternehmenssteuern kommt dennoch zum richtigen Zeitpunkt.  
Der Kanton Zürich ist für die wirtschaftlichen Herausforderungen gut gewappnet.

Der Zürcher Regierungsrat will die Steu -
erbelastung in kleinen Schritten stetig 
und moderat senken. Auf Anfang 2024 
werden die Steuertarife und Abzüge 
der Teuerung angepasst und somit die 
kalte Progression ausgeglichen, wovon 
die Privatpersonen spürbar pro�tieren. 
In Vorbereitung ist zudem eine Sen -
kung des Gewinnsteuersatzes für Un -
ternehmen von 7 auf 6 Prozent. Als 
jüngste Massnahme will der Regierungs -
rat nun den Gesamtsteuerfuss� – das 
Mass der steuerlichen Abschöpfung� – 
von 99 auf 98 Prozent senken. Das 
kommt sowohl den Privaten als auch 
den Unternehmen zugute.

Richtiger Zeitpunkt
Die Steuersenkung ist angezeigt. Die 
wirtschaftliche Lage im Kanton Zürich 
ist nach wie vor gut, und vor allem 
herrscht beinahe Vollbeschäftigung. Im 
Juli betrug die Arbeitslosigkeit tiefe 1,7 
Prozent. Der Regierungsrat will mit der 
Senkung die steuerliche Wettbewerbs -
fähigkeit stärken. Ausserdem sendet er 
das Signal, dass ihm eine moderate 
Steuerbelastung ein Anliegen ist und 
er die Ergebnisse des jährlichen Steu-
ermonitorings nicht ausblenden will. 
Im schweizerischen Vergleich ist der 
Kanton Zürich bei Familieneinkom -
men zwischen 80 000 und 200 000 
Franken absolut konkurrenzfähig und 
im vorderen Drittel der Rangliste. Bei 
anderen Aspekten der Steuerbelastung 
steht er weniger gut da, vor allem bei 

den Unternehmenssteuern. Ich bin aus -
serdem überzeugt, dass ein Staatshaus-
halt mit tieferen Steuern langfristig 
mehr Geld zur Verfügung hat. Das zei -
gen etliche Beispiele. Hochsteuerkan -
tone sind oft nicht diejenigen, die aus 
dem Vollen schöpfen können. 

SNB-Gewinnausschüttung entfällt
Über den Gesamtsteuerfuss entscheidet 
im Dezember der Kantonsrat, ebenso 
über das Budget 2024. Der Entwurf, 
den ich vergangene Woche vorgestellt 
habe, rechnet mit einem Minus von 
390 Millionen Franken und wird von 
mehreren Herausforderungen geprägt. 
Die erste und offensichtlichste ist die 
geringere Gewinnausschüttung der 
Schweizerischen Nationalbank ( SNB). 
Der Budgetentwurf rechnet mit 600 
Millionen Franken weniger als im Vor -
jahr. Das ist eine grosse Einbusse, ist 
aber hinzunehmen. Der Kanton Zürich 
hat in der jüngeren Vergangenheit von 
den Ausschüttungen der SNB stark pro -
�tiert, so wie der Bund und die ande -
ren Kantone auch. Dabei war immer 
klar, dass die Hebel auch einmal in die 
andere Richtung wirken können. 

Notwendige 
Infrastrukturausbauten
Zweitens mussten wir auf 2024 an meh -
reren Stellen eine unabwendbare Aus -
weitung des Haushalts hinnehmen. Der 
Aufwand steigt auf 19,1 Milliarden Fran -
ken. 

Dieses Haushaltswachstum gilt es 
nun wieder zu bremsen und die Inves -
titionen zu priorisieren. Es ist notwen -
dig, dass wir die Infrastrukturen er -
neuern oder bei Bedarf ersetzen. Aber 
ob ein Bau einmal ein Jahr früher oder 
später fertiggestellt wird, spielt keine 
Rolle, zumal der Kanton weiter kräftig 

in seine Infrastruktur investiert. Für 
die ganze Planungsperiode bis 2027 sind 
Investitionsausgaben von 5,3 Milliar -
den Franken vorgesehen, was rund 1,3 
Milliarden Franken pro Jahr entspricht. 

Kanton ist gut aufgestellt
Drittens will ich mich dafür einsetzen, 
dass nicht noch mehr Geld vom Kan -
ton zu den Städten und Gemeinden ver -
schoben wird. Für nächstes Jahr muss-
ten wir zusätzlich 100 Millionen Fran -
ken in den Budgetentwurf aufnehmen, 
damit der Kanton den Gemeinden die 
Versorgertaxen in der Kinder- und Ju -
gendhilfe zurückerstatten kann. Dies 
zusätzlich zu den 365 Millionen Fran -
ken, die dafür schon zurückgestellt wor -
den sind. 

Diese Massnahme geht auf Urteile 
des Verwaltungsgerichts zurück, darum 
muss nicht darüber diskutiert werden. 
Weh tut sie dennoch. Erstens sind diese 
Rechnungen eigentlich längst bezahlt. 
Zweitens sind in den Vorjahren in gros -
sem Stil Städte und Gemeinden entlas-
tet worden, wohingegen dem Kanton 
grosse Brocken aufgeladen wurden. Der 
früher beschlossene Soziallastenaus-
gleich und die Beiträge an den kom -
munalen Strassenunterhalt belasten 
den kantonalen Haushalt inzwischen 
jährlich mit rund 250 Millionen Fran -
ken, was rund 3,5 Steuerfussprozen -
ten entspricht.

Die �nanzpolitische Lage ist heraus -
fordernder als auch schon. Es wäre aber 
falsch, in Panik zu verfallen. Der Kan -
ton ist gut gerüstet, verfügt über robus -
te Zahlen und hat die externen Schul -
den seit 2018 um fast eine Milliarde 
Franken auf 4,3 Milliarden Franken ab -
gebaut. Ich setze mich weiter dafür 
ein, dass der Kanton Zürich seinen Er -
folgspfad nicht verlässt. 

Ernst Stocker
Regierungsrat SVP
Zürich

ENEGIEPOLITIK

Windmühlenpolitik und die Jagd nach Subventionen
Gerne werfen Exponenten anderer Par -
teien der SVP vor, sich in Sachen Um-
weltschutz, Klimaschutz und Biodiver -
sität stets ablehnend zu verhalten. Die 
Wahrheit ist allerdings eine ganz ande -
re. Ein Nein der SVP gibt es stets gegen 
unsinnige staatliche Massnahmen, die 
den Bürger lediglich viel Geld kosten, 
aber ihr Ziel nicht erreichen. Ein gera -
dezu exemplarisches Beispiel dafür sind 
die nun im Kanton Zürich und vielen 
anderen Kantonen geplanten giganti -
schen Windkraftanlagen. Der Eifer der 
Behörden, unsere Landschaft mit bis 
zu 250 m hohen Windturbinen zu ver -
schandeln, ist aus verschiedenen Grün -
den nicht nachvollziehbar. Dass diese 
einen Beitrag zu einer sicheren Strom -
versorgung im Winter leisten können, 
ist nämlich ein Ammenmärchen. Im 
Winter gibt es eher noch weniger 
Wind als in den übrigen Jahreszeiten 
und zudem ist die Auslastung der bis -
her in der Schweiz erstellten Windrä -
der nachweislich bei lediglich etwa 15% 
der Nennleistung. Die Statistiken dazu 
können Sie auf der überaus informati -
ven Website des Vereins «Pro Linden-
berg» (www.prolindenberg.ch) einse hen. 
Windräder können de�nitiv keinen 
Beitrag zu einer sicheren und stabilen 
Stromversorgung unseres Landes leis-
ten� – dazu ist ihre Stromproduktion 
viel zu gering. 

Rücksichtslose Subventionsjäger
Was steckt also hinter der Kampagne 
für Windparks? Es geht um nichts an -
deres als die fetten, staatlich garantier -
ten Pro�te, welche die Betreiber und 
Planungsbüros antreiben, ohne Einbe -
zug der Bedürfnisse der Bevölkerung 
und des Natur- und Landschaftsschut -
zes, die einmalige Landschaft der 

Schweiz mit hässlichen Windkraftan -
lagen zu überdecken. Die Rücksichts -
losigkeit dieses Vorgehens ist bemer -
kenswert. Alle Argumente gegen Wind -
turbinen werden buchstäblich in den 
Wind geschlagen und es spielt auch 
keine Rolle, dass geschützte Tierarten 
zu Tode kommen. Das Töten von ge-
schützten Tieren ist in der Schweiz 
strafrechtlich verboten. Die Befürwor -
ter von Windkraftanlagen kümmert es 

nicht, wenn massenhaft Fledermäuse 
oder, wie etwa auf dem Lindenberg, sel -
tene Populationen von Feldlerchen, 
Turmfalken, Störchen und Milanen dran 
glauben müssten. Es geht also gar nicht 
um Stromproduktion, sondern um das 
Abkassieren der dicken Subventionen�– 
sie sind allzu verlockend!

Louis Hafner, 
Präsident SVP Mettmenstetten 
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ABSTIMMUNGEN IM LIMMATTAL

Wichtige Abstimmungen in Dietikon
Dietiker sagen Ja zur Sanierung des Schulhauses Wolfsmatt und zum Limeco-Projektierungskredit.

Letzten Sonntag wurde im Limmattal 
über viel Geld entschieden. Einmal über 
den Ausführungskredit für die Sanie -
rung und Erweiterung des Schulhau -
ses Wolfsmatt und ferner über zwei 
Kredite für das Recycling- und Abfall-
Werk Limeco. Die Stimmbürger sagten 
zu allen Vorlagen Ja.

Widerstand gegen 
Schulhaussanierung
Eigentlich sind Schulhausbauten nicht 
umstritten. Hier war es ein wenig an -
ders. Weil ein bestehender Teil des 
Schulhauses saniert werden muss, wird 
provisorischer Schulraum gebraucht 
Auf einer Landparzelle in der Nähe sol -
len die provisorischen Schulbauten er -
stellt werden.

Gegen diesen Bau gab es verschiede-
ne Einsprachen, sodass ein anderes 
Stück Land gesucht werden musste. Auf 
diesem Land, das der Stadt Dietikon 
gehört, stehen aber 23 Familiengärten, 
die leider jetzt Platz machen müssen. 
Auch hier gab es Widerstand. Es wurde 
eine Petition gestartet gegen den Bau 
des Provisoriums und somit auch gegen 
die Sanierung und Erweiterung des 
Schulhauses.

Es formierte sich ein Widerstands -
grüppchen, das gegen alles ist, was Die-
tikon weiterbringt. Sie bezeichneten Sa -
nierung und Erweiterung als Luxus -
bau. Sie liessen aber verschiedene Fak-
ten aussen vor. Der bestehende Teil des 

Schulgebäudes ist denkmalgeschützt 
und lässt sich nur mit Vorgaben sanie -
ren, die das Ganze sicher nicht günsti -
ger machen. In Dietikon sind alle Schul -
häuser ausser einem auf irgendeine Art 
geschützt. Die Mehrkosten darf dann 
der Steuerzahler berappen.

Dringender Nachholbedarf  
beim Schulhausbau
Nichtsdestotrotz wurde aus Sicht des 
gesamten Gemeinderats eine gute Lö-
sung gefunden und der Ausführungs -
kredit einstimmig beschlossen. Auch 
im Wissen, dass jahrelang die Sanierung 
und der Neubau von Schulhäusern ver -
schlafen wurden und Nachholbedarf 
besteht. Der Kredit für den Schulhaus -
bau wurde schliesslich mit 57,92% an -

genommen. Dies ist kein Glanzresultat, 
aber was zählt, ist, dass das Volk die 
Zustimmung für den Bau gegeben hat. 

Der nächste Wettbewerb für ein 
Schulhaus ist schon durch und noch in 
diesem Monat wird uns das Siegerpro -
jekt präsentiert. Es handelt sich um 
das Schulhaus, das nicht unter Schutz 
steht. Wir werden sehen, wie hoch die 
Kosten für diese Projekt veranschlagt 
werden. 

Weitere Projektierungskredite
Im Weiteren wurde noch über den Pro -
jektierungskredit über 41,4 Millionen 
und den Kauf des Hasler-Areals für 18 
Millionen als Landreserve für den Aus -
bau der Kehrichtverbrennungs- und der 
Abwasserreinigungsanlage entschieden. 

Darüber wurde nicht nur in Dietikon, 
sondern auch in sieben anderen Träger -
gemeinden abgestimmt. In Schlieren 
dagegen wurde nur über den Kredit 
für den Kauf des Hasler-Areals abge-
stimmt. Auch zu dies Vorlagen sagten 
die Dietiker Ja. 

Dietikon hat weitere Schlagzeilen ge -
macht, und zwar im positiven Sinne. 
Karl’s kühne Gassenschau wir in Dieti -
kon gastieren. Die Bauarbeiten für die 
Show haben bereits begonnen. Nach 
der Phänomena ist es ein weiterer Gross
anlass, der sich im Limmattal nieder -
lässt. Dies zeigt, wie viel hier möglich 
ist und nicht nur in den grossen Städ -
ten. 

Ich freue mich auf das Programm 
und werde die Show sicher besuchen. 
Dazu kann man nur sagen: Es läuft 
was im Limmattal!

AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

Überwacht das EWZ-Netz in Zukunft die Bürger?
Einige Stadtpolitiker beginnen zu merken, dass die aktuellen Stromnetze die Verteilung der Energie zwischen  
den Solar- und Windenergiekraftwerken und den Verbrauchern wie Elektroautos und Wärmepumpen nicht verkraften 
können. Gleichzeitig verlangen sie nach Technologien, die den totalen Überwachungsstaat ermöglichen.

Gleich mehrere Vorlagen im Zürcher 
Gemeinderat befassen sich mit dem 
EWZ-Netz.

Um die Problematik hinter all die -
sen Vorlagen zu verstehen, muss man 
wissen, dass ein Stromnetz nur so viel 
Energie zu den Verbrauchern führen 
kann, wie die daran angeschlossenen 
Stromerzeuger, wie z. B. Wasserkraft -
werke, und Atomkraftwerke, produzie -
ren können. Sobald eine Unter- oder 
Überproduktion entsteht, wird der ge -
fürchtete Blackout eintreten. Das Netz 
wird in diesem Fall über Stunden oder 
Tage instabil sein und die Verbraucher 
erhalten keinen Strom. Kein Lift, kein 
Gerät, keine Ladentüre, keine Kühltru -
he wird mehr funktionieren.

Damit das nicht geschieht, muss das 
Stromnetz einerseits so stark sein, dass 
es einerseits mit Lastspitzen umgehen 
kann. Andererseits müssen die ange-
schlossenen Kraftwerke so reguliert wer-
den können, dass die oben beschriebe-
ne Bedingung jederzeit erfüllt werden 
kann. Wasser- und Atomkraft sind für 
eine solche Regulierung ideal. Sonne 
und Wind erzeugen Flatterstrom und 
Tagesspitzen, welche auf der Verbrau -
cherseite in vielen Fällen nicht direkt 
nutzbar sind.

EWZ-Netz zu schwach?
Ein Bericht der EWZ zuhanden des Ge-
meinderates zeigt, dass der Energiever-

brauch durch Sparmassnahmen in den 
letzten zehn Jahren trotz massiver Zu -
wanderung um 5% abgenommen hat. 
Das Netz der EWZ ist aber an verschie-
denen Orten zu schwach, um die Nach -
frage von Wärmepumpen und Elekt -
rofahrzeugen abzudecken und die Ein -
speisung der Solarenergie von den Dä-
chern zu ermöglichen. 

Abhilfe soll «Smart-Grid» bringen, eine 
Methode zur Steuerung der Energie�üs -
se und Verbrauchsmengen. Die EWZ 
haben jedoch erst einige Pilotprojekte 

in Neubaugebieten realisiert. Von einer 
�ächendeckenden Einführung solcher 
Technologien ist die EWZ noch Jahr-
zehnte entfernt. Leider hat die linksgrü -
ne Ratsseite diese einfachen Zusammen-
hänge nicht kapiert und fordert wei -
terhin den raschen Ausbau der Solar -
energie und den Einsatz von Elektro-  
fahrzeugen.

Das Netz der EWZ ist somit eindeutig 
nicht für den Anwendungsfall mit Elek -
trofahrzeugen, Wärmepumpen und So -
lardächern gerüstet. Eine Bereitstellung 

eines tauglichen Netzes wird Jahrzehn -
te dauern. Erfahrungen mit den neuen 
Technologien gibt es kaum. 

Postulate führen zum 
Überwachungsstaat
Was die Grünliberalen und die SP je-
doch beschäftigt, ist nicht die Lösung 
dieses Problems. Sie reichten ein Pos-
tulat ein, wie man jedem Haushalt ein 
Werkzeug in die Hände geben kann, mit 
dem alle sehen können, wie viel Ener -
gie verbraucht wird. Um solche Werk -
zeuge zur Verfügung zu stellen, benö -
tigen die EWZ Messdaten. Diese können 
an den neuen Zählern, den sogenann-
ten Smart-Metern, der EWZ erfasst wer-
den. Aus juristischen Gründen dürfen 
die Resultate den Kunden aber nur zeit -
lich stark verzögert angezeigt werden. 

Nun gehen die politischen Forderun -
gen dahin, dass Daten in Echtzeit be-
reitgestellt werden sollen. Auf Grund 
der Voten im Rat ist anzunehmen, dass 
es Linksgrün nicht um die Information 
für die Energiebezüger geht, sondern 
um Überwachung und um die Einfüh -
rung von Straftarifen für «Energiesün -
der». Ein Missbrauch dieser Daten ist 
sehr wahrscheinlich. 

Kernproblem ist die Zuwanderung
Das Kernproblem wird von den grün-
linken Politikern ignoriert: die massi -
ve Zuwanderung in die Schweiz und 
somit in die Stadt Zürich. Mehr Zuwan -
derung bringt mehr Verkehr, mehr Woh -
nungen, mehr Elektroautos, mehr Haus-
haltgeräte; alles Systeme, die viel elek-
trische Energie benötigen und somit 
unsere Stromnetze belasten. 

Würde man die Zuwanderung stop -
pen, wäre das Netz der EWZ noch 
mehrere Jahrzehnte gross genug und 
könnte in den nächsten 50 Jahren suk -
zessive erneuert und energieef�zienter 
gestaltet werden. 

Die linken Kartellmedien behaup-

ten, es sei feige, dass die SVP bei 

der Verteilung der Departemente 

im Bundesrat nicht das Asyl-Dos-

sier übernommen hat. Falsch! Der 

linkslastige Bundesrat will die ek-

latanten Missstände im Asylwesen 

nicht angehen. Nur schon die An-

erkennung der Missstände durch 

den Bundesrat wäre eine Sensa-

tion. Mehr noch: Würden die gel-

tenden Dublin-Gesetze angewen-

det, hätten wir kaum Asylanten 

im Land. Personen, die über si-

chere Drittstaaten in die Schweiz 

einreisen, müssen in einem dieser 

sicheren Staaten den Asylantrag 

stellen. Die Schweiz ist bekannt-

lich vollständig von sicheren Dritt-

staaten umgeben. Die Unsummen, 

die wir im Asyl- und Sozialwesen 

für nicht arbeitsfähige Ausländer 

verbraten, würden wir besser für 

Steuersenkungen für KMU ein-

setzen. Das hat im Bundesrat aber 

keine Mehrheit. Also warum soll 

die SVP das Chaos im Asylwesen 

mit gefesselten Händen überneh-

men?

Es ist haarsträubend, mit welchem 

linken Irrsinn sich die westliche 

Welt seit Jahren beschäftigt. Die 

Dritte Welt und China (alle Län-

der sind diktatorisch geführt) stei-

gen wirtschaftlich und somit auch 

politisch und militärisch rasant auf. 

Und wir müssen uns mit der idio-

tischen Identitätspolitik und dem 

Genderstern aus der linksradika-

len Ecke rumschlagen. Gleichzeitig 

steigen Bürokratie und Staatskos-

ten in den westlichen Industrie-

nationen enorm an. Wir machen 

in der Ordnungspolitik fast aus-

schliesslich das Gegenteil des Rich-

tigen. 

Der Staat soll sich auf seine Kern-

aufgaben beschränken und für 

die richtigen privatwirtschaftli-

chen Rahmenbedingungen sorgen. 

Macht der Staat dies? Nein�– im 

Gegenteil. Überall wo der Staat 

nichts verloren hat, steckt er seine 

Nase und seine gierigen Finger 

auch noch rein. Diese Politik führt 

in den Abgrund. Braucht es zuerst 

wieder den Schmerz des Nieder -

gangs, bis die Menschen umden-

ken und andere Mehrheiten zu-

stande kommen? 

Zumindest im Bundesparlament 

können wir mit einer starken SVP 

und einer bürgerlichen Mehrheit 

unser Land wieder in die richtige 

Richtung lenken. Das gelingt aber 

nur, wenn jeder von uns sich aktiv 

am Wahlkampf beteiligt. Schrei-

ben Sie Leserbriefe, beteiligen Sie 

sich an Standaktionen, verteilen 

Sie Flyer�– und vor allem: Mobili-

sieren Sie das gesamte beru�iche 

und private Umfeld, am 22.  Okto-

ber SVP zu wählen! Für eine siche-

re Zukunft in Freiheit. 

Die SVP hat recht

Konrad Lips
Fraktionspräsident /  
Gemeinderat SVP
Dietikon

Im Limmattal standen vergangege Woche wichtige Abstimmungen an. � Bild: Wikipedia

von
Samuel Balsiger

Fade grad

Johann Widmer
Gemeinderat SVP
Zürich

Windturbinen würden das EWZ-Netz instabil machen. Auf der Albiskette sind 
derzeit glücklicherweise keine Windturbinen geplant.
� Bild: Freie Landschaft Schweiz, Johann Widmer
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BILDUNGSPOLITIK

Von der Energiestadt zur Energieschule�– die Linke 
behält die Schüler im Visier. Zweiter Teil
Letzte Woche berichteten wir über den Verein Energiestadt. Vermehrt geraten die Jüngsten in den Fokus seiner Tätigkeit.

In den 90er-Jahren wurde der Träger -
verein Energiestadt gegründet. Er un -
terstützt Gemeinden mit der Erarbei -
tung von Projekten zur nachhaltigen 
Nutzung von Ressourcen: Stromspar-
lampen einsetzen, Fassaden isolieren, 
Ölheizungen ersetzen, Fernwärme nut -
zen, etc. Als Belohnung für eine gute 
Zusammenarbeit dürfen sich die Ge -
meinden dann «Energiestadt» nennen. 
Besonders �eissige Gemeinden erhal -
ten sogar die Anerkennung, eine «Ener -
giestadt Gold» zu sein. Die Gemeinde-
politiker dürfen sich dann an europäi -
schen Seminaren gegenseitig auf die 
Schulter klopfen. Das Geschäft mit 
diesen Zerti�zierungen nimmt seit ei -
nigen Jahren rapide ab. Was macht der 
Verein, wenn das Geschäft mit den Zer -
ti�zierungen nicht mehr läuft? Bekannt -
lich verleitet Untätigkeit zu Blödsinn. 
Ein Blick in die Jahresberichte des Trä -
gervereins gibt Aufschluss�– und lässt 
aufhorchen.

Die Jüngsten stehen im Fokus
Seit 2019 gewinnen klimapolitische 
Ziele an Bedeutung. Die «Klimajugend» 
wird gelobt und das Einsatzgebiet Schu -
len wird überarbeitet. Der Trägerver -
ein Energiestadt gibt Kindern und Ju -
gendlichen mit der Auszeichnung «Ener -
gieschule» laut Website eine «Möglich -
keit, sich für den Klimaschutz zu 
engagieren und in ihrem Lebensalltag 
konkret aktiv zu werden.» Dazu müs -
sen die Schulen: den nachhaltigen Um -
gang mit Ressourcen in der Schulkul -
tur verankern; Energie- und Klima-Ak -
tionen durchführen; die Themen Ener -
gieef�zienz und erneuerbare Energien 
in den Unterricht integrieren; und diese 
Themen über die Schülerinnen und 
Schüler nach Hause ins Wohnzimmer 
tragen. Die Selbstverständlichkeit, mit 
der die linksgrüne Ideologie an Schu -
len vermittelt werden soll, ist unver -
schämt. 

SVP muss politische Neutralität  
der Schulen schützen
Wo stehen wir heute? Die Schule Uiti -
kon ZH ist 2022 Energieschule gewor-
den und be�ndet sich sogar im Prozess 
zur «Klimaschule». Wer überprüft die 
politische Neutralität der Schule in Ui -
tikon? Wohin die Reise geht, wenn 
keine starke SVP in den Gemeinden prä -
sent ist, zeigt die Aussage eines Schul-
leiters in Felsberg GR: «Mit unseren 
Aktionen wollen wir die Anliegen der 
«Fridays for Future»-Bewegung aufneh-

men und etwas Konkretes bewirken.» 
Gemäss Stefan Theus, Präsident der für 
Felsberg zuständigen Sektion Imboden, 
ist die SVP in Felsberg weder im Schul -
rat noch im Gemeindevorstand vertre -
ten. Es braucht wieder mehr SVP in 
den Schulbehörden, um die politische 
Neutralität an den Schulen zu verteidi -
gen.

Fake News für die Schüler
Mit Ressourcen aller Art�– z. B. Boden, 
Energie und Finanzen�– sparsam um -
zugehen, ist eine wertvolle Lektion für 
Schüler, jedenfalls wenn sie es nicht 
schon von den Eltern gelernt haben. 
Doch der Verein kommuniziert einsei -
tig und setzt erst noch veraltete und 

falsche Lehrmittel ein. Da lesen wir 
beispielsweise: «Für die elektrische Ener-
gie aus der Steckdose und die Wärme-
energie aus der Heizung werden haupt -
sächlich Kohle, Erdöl oder Erdgas ver-
brannt. Es geht aber auch anders, näm -
lich mit erneuerbaren Energien aus 
Sonne, Wind, Wasser, Biomasse und 
Erdwärme.» Fakt ist: In der Schweiz 
wird Strom zu 62% aus Wasserkraft, 
zu 29% aus Kernkraft, zu 2% aus fossi -
len und zu 7% aus «neuen» erneuerba-
ren Energien (Wind, Photovoltaik, Bio -
masse) produziert. Schweizer Schülern 
wird offenbar der Energiemix aus 
Deutschland vorgehalten und die für 
unsere Versorgungssicherheit wertvol -
le Kernenergie unterschlagen.
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